jusline”’

»» Recht. Schnell

Sie kdnnen die QR Codes niitzen um spater wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

TE Bvwg Erkenntnis 2020/11/2 1415
2180400-1

JUSLINE Entscheidung

@ Veroffentlicht am 02.11.2020

Entscheidungsdatum

02.11.2020
Norm

AsylG 2005 810 Abs1 Z3
AsylG 2005 83

AsylG 2005 83 Abs1
AsylG 2005 8§57
AsylG 2005 §58 Abs1
AsylG 2005 §58 Abs2
AsylG 2005 §58 Abs3
AsylG 2005 88 Abs1 Z1
AsylG 2005 88 Abs2
AsylG 2005 88 Abs3
BFA-VG 89

B-VG Art133 Abs4
EMRK Art2

EMRK Art3

EMRK Art8

FPG 846

FPG 8§50

FPG §52 Abs1 Z1
FPG §52 Abs2 72
FPG 852 Abs9

FPG 855 Abs2
VwWGVG §24 Abs1
VWGVG §28 Abs1
VwWGVG §28 Abs2
Spruch

1415 2180400-1/9E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Hannes Lasser als Einzelrichter Gber die Beschwerde von


file:///

XXXX , StA. Nigeria, vertreten durch RA Mag. Dr. Gregor Klammer, Lerchenfelder Gurtel 45/11, 1160 Wien, gegen den
Bescheid des Bundesamts fur Fremdenwesen und Asyl, Regionaldirektion XXXX vom 22.11.2017, ZI. XXXX , nach
Durchfuhrung einer mundlichen Verhandlung am 23.10.2020 zu Recht erkannt:

A)  Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.

B)  Die Revision ist gemaR Art 133 Abs 4 B-VG nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
l. Verfahrensgang:

1. Am 01.09.2015 brachte der Beschwerdefuhrer (im Folgenden: BF) einen Antrag auf Zuerkennung des
internationalen Schutzes gemal § 3 AsylG 2005 ein. Dazu erfolgte am 03.09.2015 von den Organen des &ffentlichen
Sicherheitsdienstes niederschriftlich eine Erstbefragung des BF. Befragt hinsichtlich seiner Fluchtgrinde fihrte der BF
aus, dass das Leben in Nigeria schwierig sei und die GroBmutter des BF gemeint habe, der BF solle in der Turkei sein
Glick versuchen. Der BF habe im Falle einer Ruckkehr Angst, ohne Unterkunft auf der Stral3e zu leben und habe zudem
nach dem Tod der GroBmutter in Nigeria niemanden mehr.

2. Am 17.10.2016 fand vor dem Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: belangte Behdrde, BFA) ein
Termin zur niederschriftlichen Einvernahme des BF statt, zu welcher der BF jedoch nicht erschienen ist.

3. Am 08.11.2016 wurde der BF vor der belangten Behdrde niederschriftlich einvernommen. Befragt nach seinen
Fluchtgriinden flhrte dieser aus, ein Freund seines Bruders habe den Bruder des BF mit einer kaputten Flasche
getodtet. Eine Frau habe ihn von dem Vorfall verstandigt, der BF habe dann die Leiche des Bruders sowie den Freund
gesehen, der den Bruder ermordet habe. Mit einem Freund sei der BF diesem dann nachgelaufen und habe mit einer
Eisenstange den Kopf des Mérders seines Bruders eingeschlagen. Daraufhin habe der reiche und eigensinnige Bruder
des getdteten Freundes den BF bei der Polizei angezeigt, welche nach dem BF gesucht habe. Der Freund des BF sei
wegen Mordes verhaftet worden.

4. Aufgrund der Angaben des BF wurde dieser am 08.11.2016 als Beschuldigter polizeilich vom Landeskriminalamt
(LKA) XXXX umfassend einvernommen, jedoch wurde von der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens abgesehen, weil
kein Anfangsverdacht bestand.

5. Am 16.11.2016 wurde eine Anfrage an die Staatendokumentation hinsichtlich des vorgebrachten Mordes in
Benin City gestellt. Laut Rickmeldung seitens der Staatendokumentation vom 03.03.2017 verliefen die Recherchen
zum besagten Vorfall bzw. Mord negativ.

6. Am 19.09.2017 fand vor der belangten Behoérde neuerlich eine niederschriftliche Einvernahme statt, in dessen
Rahmen der BF neuerlich angab, wegen des Mordes am Freund seines Bruders gefllichtet zu sein und von der Polizei
gesucht zu werden. Er hatte in Nigeria alles verloren, die GroBmutter, den Bruder, das Geschaft der Gromutter und
auch seine Schulzeugnisse.

7. Mit Bescheid der belangten Behdrde vom 22.11.2017, ZI. XXXX , wurde der zuvor genannte Antrag auf
internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten (Spruchpunkt I.) sowie
hinsichtlich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Nigeria
abgewiesen (Spruchpunkt I1.). Ein Aufenthaltstitel aus bertcksichtigungswirdigen Grinden wurde dem BF nicht erteilt
(Spruchpunkt Ill.), es wurde gegen den BF eine Riickkehrentscheidung erlassen (Spruchpunkt IV.) sowie festgestellt,
dass eine Abschiebung nach Nigeria zuldssig sei (Spruchpunkt V.) Fir die freiwillige Ausreise wurde eine Frist von 14
Tage ab Rechtskraft der Riickkehrentscheidung gewahrt (Spruchpunkt VI.)

8. Gegen diesen Bescheid richtet sich die durch den Rechtsvertreter des BF rechtzeitig eingebrachte Beschwerde
vom 18.12.2017, bei der belangten Behdrde eingelangt am selben Tag, mit welcher der Bescheid wegen
Rechtswidrigkeit angefochten wurde. Die Ergebnisse hinsichtlich der durchgeflihrten Recherche im Heimatland seien
dem BF nie vorgehalten worden. In Nigeria werde dem BF ein Verbrechen vorgeworfen, fir welches Menschen oft
jahrelang ohne Anklage inhaftiert werden wirden, wobei die Haftbedingungen absolut unmenschlich seien, auch
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drohe die Verhangung der Todesstrafe. Es sei zudem im angefochtenen Bescheid nicht begriindet worden, weswegen
dem BF keine wirtschaftlichen Schwierigkeiten im Herkunftsstaat erwachsen wirden. Es werde daher beantragt, dem
BF internationalen Schutz zuzuerkennen und eine mindliche Beschwerdeverhandlung durchzufihren.

9. Mit Schriftsatz vom 18.12.2017, beim Bundesverwaltungsgericht eingelangt am 21.12.2017, legte die belangte
Behorde dem Bundesverwaltungsgericht die Beschwerde samt Verwaltungsakt vor.

10. Am 23.10.2020 wurde vor dem Bundesverwaltungsgericht, Aullenstelle Innsbruck, eine mundliche
Beschwerdeverhandlung in Anwesenheit des BF und einer Dolmetscherin fir englische Sprache sowie in Abwesenheit
der Rechtsvertretung des BF und der belangten Behdrde abgehalten.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Die unter Punkt I. getroffenen Ausfihrungen werden als entscheidungswesentlicher Sachverhalt festgestellt. Daruber
hinaus werden folgende weitere Feststellungen getroffen:

1.1. Zur Person des Beschwerdeflihrers:

Der volljahrige BF ist ledig, kinderlos, christlichen Glaubens (Penticostal), nigerianischer Staatsangehdriger und gehort
der Volksgruppe der Igala an. Seine Identitat steht nicht fest.

Der BF ist abgesehen von einer Lactose und Fructose Intoleranz gesund und arbeitsfahig und nimmt derzeit keine
Medikamente ein.

Er lebte bei seiner Grolmutter in Benin-City, bevor er nach Ondo reiste und dort einen Monat verweilte, anschlielend
nach Lagos weiterzog und dort nach vier Tagen Aufenthalt per Flugzeug in die Tirkei flog, wo er finf Monate verblieb.
Per Schlauchboot kam der BF nach Griechenland, wo er Uber Mazedonien, Serbien und Ungarn nach Osterreich
einreiste. In Ungarn wurde der BF am 30.08.2015 erkennungsdienstlich behandelt. Seit (mindestens) 01.09.2015 ist der
BF in Osterreich aufhéltig.

In Nigeria besuchte der BF vier Jahre lang die Grundschule, sechs Jahre lang das Gymnasium und schlie3lich vier Jahre
eine hohere Schule mit dem Schwerpunkt Landwirtschaft.

In Osterreich verfligt der BF tber keine familidren Ankniipfungspunkte oder maRgeblichen privaten Beziehungen, es
leben keine Familienangehérigen oder Verwandten des BF in Osterreich. Der BF ist nicht Mitglied eines Vereines oder

einer sonstigen Institution.

Der BF geht abgesehen vom Verkauf der StraRBenzeitung , XXXX “ keiner Beschaftigung nach und bezieht seit seiner
Asylantragstellung durchgehend Leistungen aus der Grundversorgung. Der BF ist nicht selbsterhaltungsfahig.

Hinsichtlich seiner Integration legte der BF eine Verkaufserlaubnis vom 08.11.2015 der StraBenzeitung , XXXX “, eine
Beginninformation zum Kurs ,Deutsch als Fremdsprache 1 (A1) vom 30.09.2016, eine Teilnahmebestatigung am Kurs
.Deutsch als Fremdsprache 1 (A1) vom 10.12.2016, ein Deutschzertifikat A2 vom 17.05.2017 und ein Zeugnis zur
Integrationsprifung Niveau B1 vom 01.12.2018 vor. Dennoch war der BF im Rahmen der miindlichen Verhandlung fast
ausschliefRlich auf eine Englisch Dolmetscherin angewiesen. Zudem brachte er im Rahmen der muindlichen
Verhandlung ein umfassendes Konvolut an gleichlautenden nicht personalisierten Empfehlungsschreiben sowie
diverse personlich formulierte Empfehlungsschreiben in Vorlage.

Es konnten keine maRgeblichen Anhaltspunkte fiir die Annahme einer hinreichenden Integration des BF in Osterreich
in sprachlicher, beruflicher und gesellschaftlicher Hinsicht festgestellt werden.

Der BF ist in Osterreich strafrechtlich unbescholten.
1.2. Zu den Fluchtmotiven und der individuellen Rickkehrsituation des Beschwerdefihrers:

Es kann in Bezug auf das Fluchtvorbringen des BF nicht festgestellt werden, dass dieser in Nigeria aufgrund seiner
Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder politischen Gesinnung
personlich verfolgt werden wiirde. Insbesondere ist nicht glaubhaft, dass der BF in Nigeria den Mord an seinem Bruder
geracht hat, indem er gemeinsam mit einem Freund den Mdrder seines Bruders mit Eisenstangen erschlagen hat.



Der BF wird im Fall seiner Ruckkehr nach Nigeria mit maBgeblicher Wahrscheinlichkeit keiner asylrelevanten
Verfolgung und keiner wie auch immer gearteten existentiellen Bedrohung ausgesetzt sein.

Es existieren keine Umstinde, welche einer Abschiebung aus dem Bundesgebiet der Republik Osterreich
entgegenstiinden. Der BF verfugt Uber keine sonstige Aufenthaltsberechtigung. Es spricht nichts daflir, dass eine
Zuruckweisung, Zurtckschiebung oder Abschiebung des BF nach Nigeria eine Verletzung von Art 2, Art 3 oder auch der
Protokolle Nr 6 oder Nr 13 zur Konvention nach sich ziehen wirde. Der BF ist auch nicht von willkurlicher Gewalt

infolge eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts bedroht.

Nicht festgestellt werden kann auch, dass dem BF im Falle einer Rickkehr nach Nigeria die notdurftigste
Lebensgrundlage entzogen ware.

1.3. Zu den Feststellungen zur Lage in Nigeria:
Die aktuelle Situation im Herkunftsstaat (Stand 20.05.2020) des BF stellt sich im Wesentlichen wie folgt dar:
1.3.1 Politische Lage

Nigeria ist in 36 Bundesstaaten (OB 10.2019; vgl. AA 16.1.2020; GIZ 3.2020a) mit insgesamt 774 LGAs/Bezirken
unterteilt (GIZ 3.2020a; vgl. AA 16.1.2020). Jeder der 36 Bundesstaaten wird von einer Regierung unter der Leitung
eines direkt gewahlten Gouverneurs (State Governor) und eines Landesparlamentes (State House of Assembly) gefiihrt
(GIZ 3.2020a; vgl. AA 16.1.2020). Polizei und Justiz werden vom Bund kontrolliert (AA 16.1.2020).

Nigeria ist eine Bundesrepublik mit einem starken exekutiven Prasidenten (Prasidialsystem nach US-Vorbild) (AA
24.5.2019a). Nigeria verfugt Uber ein Mehrparteiensystem. Die am System der USA orientierte Verfassung enthalt alle
Attribute eines demokratischen Rechtsstaates (inkl. Grundrechtskatalog, Gewaltenteilung). Dem starken Prasidenten -
zugleich Oberbefehlshaber der Streitkrafte - und dem Vizeprasidenten stehen ein aus Senat und Reprasentantenhaus
bestehendes Parlament und eine unabhangige Justiz gegenuiber. Die Verfassungswirklichkeit wird von der Exekutive in
Gestalt des direkt gewahlten Prasidenten und von den direkt gewahlten Gouverneuren dominiert. Der Kampf um
politische Amter wird mit groRer Intensitat, haufig auch mit undemokratischen, gewaltsamen Mitteln gefiihrt. Die Justiz
ist der Einflussnahme von Exekutive und Legislative sowie einzelner politischer Fihrungspersonen ausgesetzt (AA
16.1.2020).

Die Parteienzugehorigkeit orientiert sich meist an FUhrungspersonen, ethnischer Zugehorigkeit und vor allem
strategischen Gesichtspunkten. Parteien werden primar als Zweckblndnisse zur Erlangung von Macht angesehen.
Politische FUhrungskréfte wechseln die Partei, wenn sie andernorts bessere Erfolgschancen sehen. Entsprechend
reprasentiert keine der Parteien eine eindeutige politische Richtung (AA 16.1.2020). Gewahlte Amtstrager setzen im
Allgemeinen die von ihnen gemachte Politik um. lhre Fahigkeit, dies zu tun, wird jedoch durch Faktoren wie Korruption,
parteipolitische Konflikte, schlechte Kontrolle Giber Gebiete des Landes, in denen militante Gruppen aktiv sind, und die
nicht offengelegten Gesundheitsprobleme des Prasidenten beeintrachtigt (FH 1.2019).

Bei den Prasidentschaftswahlen am 23.2.2019 wurde Amtsinhaber Muhammadu Buhari im Amt bestatigt (GIZ
3.2020a). Er erhielt 15,1 Millionen Stimmen und siegte in 19 Bundesstaaten, vor allem im Norden und Stdwesten der
Landes. Sein Herausforderer, Atiku Abubakar, erhielt 11,3 Millionen Stimmen und gewann in 17 Bundesstaaten im
Sudosten, im Middle-Belt sowie in der Hauptstadt Abuja (GIZ 3.2020a; vgl. BBC 26.2.2019). Die Wahlbeteiligung lag mit
36 Prozent deutlich niedriger als 2015. Uberschattet wurden die Wahlen von gewaltsamen Zwischenfillen mit
mindestens 53 Toten. Wahlbeobachter und Vertreter der Zivilgesellschaft kritisierten aul3erdem Organisationsmangel
bei der Durchfuhrung der Wahlen, die Einschichterung von Wahlern sowie die Zerstérung von Wahlunterlagen an
einigen Orten des Landes (GIZ 3.2020a). Die Opposition sprach von Wahlmanipulation. Abubakar fechtet das Ergebnis
vor dem Obersten Gerichtshof aufgrund von UnregelmaRigkeiten an. Die Aussichten, dass die Beschwerde Erfolg hat,
sind gering (GIZ 3.2020a).

Die Nationalversammlung besteht aus zwei Kammern: Senat mit 109 Mitgliedern und Reprasentantenhaus mit 360
Mitgliedern (AA 24.5.2019b). Aus den letzten Wahlen zur Nationalversammlung im Februar 2019 ging die
Regierungspartei ,All Progressives' Congress” (APC) siegreich hervor. Sie konnte ihre Mehrheit in beiden Kammern der
Nationalversammlung vergréRern. Die groRte Oppositionspartei, die ,People’s Democratic Party” (PDP) hatte von 1999-
2015 durchgehend den Prasidenten gestellt. 2015 musste sie zum ersten Mal in die Opposition und ist durch
Streitigkeiten um die Parteifiihrung seitdem geschwacht (AA 16.1.2020).



Auf subnationaler Ebene regiert die APC in 20 der 36 Bundesstaaten (AA 16.1.2020). Am 9.3.2019 wurden Wahlen fur
Regionalparlamente und Gouverneure in 29 Bundesstaaten durchgeflhrt. In den restlichen sieben Bundesstaaten
hatten die Gouverneurswahlen bereits in den Monaten zuvor stattgefunden. Auch hier kam es zu UnregelmaBigkeiten
und gewaltsamen Ausschreitungen (GIZ 3.2020a). Kandidaten der APC von Prasident Buhari konnten 17
Gouverneursposten gewinnen, jene der oppositionellen PDP 14 (Stears 9.4.2020). Regionalwahlen haben groRen
Einfluss auf die nigerianische Politik, da die Gouverneure die Finanzen der Teilstaaten kontrollieren und flr

Schlusselsektoren wie Gesundheit und Bildung verantwortlich sind (DW 11.3.2019).

Neben der modernen Staatsgewalt haben auch die traditionellen Fihrer immer noch einen nicht zu
unterschatzenden, wenn auch weitgehend informellen Einfluss. Sie gelten als Kommunikationszentrum und
moralische Instanz und kénnen wichtige Vermittler in kommunalen und in religits gefarbten Konflikten sein. Dieser

Einfluss wird von der jlingeren Generation aber zunehmend in Frage gestellt (AA 24.5.2019a).
1.3.2 Sicherheitslage

Es gibt in Nigeria keine klassischen Burgerkriegsgebiete oder -parteien (AA 16.1.2020). Im Wesentlichen lassen sich
mehrere Konfliktherde unterscheiden: Jener von Boko Haram im Nordosten; jener zwischen Hirten und Bauern im
Middle-Belt; sowie Spannungen im Nigerdelta (AA 16.1.2020; vgl. EASO 11.2018a) und eskalierende Gewalt im
Bundesstaat Zamfara (EASO 11.2018a). AulRerdem gibt es im Sudosten zwischen der Regierung und Igbo-Gruppen, die
far ein unabhangiges Biafra eintreten (EASO 11.2018a; vgl. AA 16.1.2020), sowie zwischen Armee und dem Islamic
Movement in Nigeria (IMN) Spannungen (EASO 11.2018a). Beim Konflikt im Nordosten handelt es sich um eine
grenzlberschreitende jihadistische Insurgenz. Im ,Middlebelt” kommt es zu gewalttatigen Auseinandersetzungen um
knapper werdende Ressourcen zwischen Hirten und Bauern. Bei den Auseinandersetzungen im Nigerdelta geht es
sowohl um Konflikte zwischen regionalen militanten Gruppen einerseits und der Staatsgewalt andererseits, als auch
um Rivalitaten zwischen unterschiedlichen lokalen Gemeinschaften. Im Sldosten handelt es sich (noch) um
vergleichsweise beschrankte Konflikte zwischen einzelnen sezessionistischen Bewegungen und der Staatsgewalt. Die
Lage im Sudosten des Landes (,Biafra“) bleibt jedoch latent konfliktanfallig. IPOB ist allerdings derzeit in Nigeria nicht
sehr aktiv (AA 16.1.2020).

In Nigeria kénnen in allen Regionen unvorhersehbare lokale Konflikte aufbrechen. Ursachen und Anlasse der Konflikte
sind meist politischer, wirtschaftlicher, religidser oder ethnischer Art. Insbesondere die Bundesstaaten Zamfara, westl.
Taraba und der 6stl. Teil von Nassarawa, das ndrdliche Sokoto und die Bundesstaaten Plateau, Kaduna, Benue, Niger,
Kebbi sind derzeit von bewaffneten Auseinandersetzungen bzw. innerethnischen Konflikten betroffen. Weiterhin
bestimmen immer wieder gewalttatige Konflikte zwischen nomadisierenden Viehziichtern und sesshaften Farmern
sowie gut organisierten Banden die Sicherheitslage. Demonstrationen und Proteste sind insbesondere in Abuja und
Lagos, aber auch anderen groRen Stadten moglich und kénnen zu gewalttatigen Auseinandersetzungen fihren. Im
Juli/August 2019 forderten diese in Abuja auch wiederholt Todesopfer (AA 16.4.2020).

Das deutsche Auswartige Amt warnt vor Reisen auf dem Landweg in die norddstlichen Bundesstaaten Borno, Yobe
und Adamawa. Von nicht erforderlichen Reisen in die Gbrigen Landesteile Nordnigerias, in die Bundesstaaten Sokoto,
Katsina und Jigawa wird abgeraten. Von Reisen in die folgenden Bundesstaaten wird abgeraten, sofern diese nicht
direkt auf dem Luftweg in die jeweiligen Hauptstadte fiihren: in Zentral-und Nord-Nigeria Kaduna, Zamfara, Kano und
Taraba, in SUdnigeria: Ogun, Ondo, Ekiti, Edo, Delta, Bayelsa, Rivers, Imo, Anambra, Enugu, Abia, Ebonyi und Akwa
Ibom. Auch von Reisen in die vorgelagerten Kiistengewasser, Golf von Guinea, Nigerdelta, Bucht von Benin und Bucht
von Bonny, wird abgeraten (AA 16.4.2020).

In den nordéstlichen Landesteilen werden fortlaufend terroristische Gewaltakte, wie Angriffe und
Sprengstoffanschldge von militanten Gruppen auf Sicherheitskrafte, Markte, Schulen, Kirchen und Moscheen veribt
(AA 16.4.2020). Das britische AuBenministerium warnt vor Reisen nach Borno, Yobe, Adamawa und Gombe, sowie vor
Reisen in die am Fluss gelegenen Regionen der Bundesstaaten Delta, Bayelsa, Rivers, Akwa Ibom and Cross River im
Nigerdelta, sowie Reisen nach Zamfara naher als 20km zur Grenze mit Niger. Abgeraten wird auerdem von allen nicht
notwendigen Reisen in die Bundesstaaten Bauchi, Zamfara, Kano, Kaduna, Jigawa, Katsina, Kogi, Abia, im 20km
Grenzstreifen zu Niger in den Bundesstaaten Sokoto und Kebbi, nicht am Fluss gelegene Gebiete von Delta, Bayelsa



und Rivers, und Reisen im Bundesstaat Niger im Umkreis von 20km zur Grenze zu den Staaten Kaduna und Zamfara,
westlich des Flusses Kaduna (UKFCO 15.4.2020). Gewaltverbrechen sind in bestimmten Gebieten Nigerias ein ernstes
Problem, ebenso wie der Handel mit Drogen und Waffen (FH 1.2019).

In der Zeitspanne April 2019 bis April 2020 stechen folgende nigerianische Bundesstaaten mit einer hohen Anzahl an
Toten durch Gewaltakte besonders hervor: Borno (2.712), Zamfara (685), Kaduna (589) und Katsina (392). Folgende
Bundesstaaten stechen mit einer niedrigen Zahl hervor: Gombe (3), Kebbi (3), Kano (7), Jigawa (7), Kwara (8), Enugu (8)
und Ekiti (9) (CFR 2019).

1.3.3 Rechtsschutz / Justizwesen

Die Verfassung unterscheidet zwischen Bundesgerichten, Gerichten des Hauptstadtbezirks sowie Gerichten der 36
Bundesstaaten (AA 16.1.2020; OB 10.2019). Letztere haben die Befugnis, per Gesetz erstinstanzliche Gerichte
einzusetzen (AA 16.1.2020). Daneben bestehen noch fur jede der 774 LGAs eigene Bezirksgerichte (District Courts) 6B
10.2019). Bundesgerichte, die nur staatlich kodifiziertes Recht anwenden, sind der Federal High Court
(Gesetzgebungsmaterie des Bundes, Steuer-, Kdrperschafts- und auch Verwaltungssachen), der Court of Appeal
(Berufungssachen u.a. der State Court of Appeal und der State Sharia and Customary Court of Appeal) sowie der
Supreme Court (Revisionssachen, Organklagen) (AA 16.1.2020). Fur Militarangehdrige gibt es eigene Militargerichte
(USDOS 11.3.2020).

Mit EinfUhrung der erweiterten Scharia-Gesetzgebung in neun nérdlichen Bundesstaaten sowie den Uberwiegend
muslimischen Teilen dreier weiterer Bundesstaaten 2000/2001 haben die staatlichen Schariagerichte strafrechtliche
Befugnisse erhalten, wahrend sie zuvor auf das islamische Personenstandsrecht beschrankt waren (AA 16.1.2020). Laut
Bundesverfassung wird die Verfassung und Zustandigkeit der Gerichte seit 1999 betreffend das anzuwendende
Rechtssystem (,Common Law"” oder ,Customary Law") durch Gesetze der Gliedstaaten festgestellt. Einzelne
Bundesstaaten haben ,Scharia-Gerichte” neben ,Common Law"- und ,Customary Courts” geschaffen. Mehrere
Bundesstaaten, einschlie3lich die gemischt-konfessionellen Bundesstaaten Benue und Plateau, haben auch Scharia-
Berufungsgerichte eingerichtet (OB 10.2019).

Die Verfassung sieht Gewaltenteilung und die Unabhéangigkeit der Justiz vor (AA 16.1.2020; vgl. FH 1.2019; OB 10.2019;
USDOS 11.3.2020). In der Realitat ist die Justiz allerdings der Einflussnahme von Exekutive und Legislative sowie
einzelner politischer Fihrungspersonen ausgesetzt (AA 16.1.2020; vgl. USDOS 11.3.2020; FH 1.2019). Vor allem auf
Bundesstaats- und Bezirksebene (LGA) versuchen Politiker die Justiz zu beeinflussen (USDOS 11.3.2020). Die drei
einander mitunter widersprechenden Rechtssysteme (OB 10.2019; vgl. BS 2020) sowie die insgesamt zu geringe
personelle und finanzielle Ausstattung sowie mangelnde Ausbildung behindern die Funktionsfahigkeit des
Justizapparats und machen ihn chronisch korruptionsanfillig (AA 16.1.2020; vgl. FH 1.2019; USDOS 11.3.2020; OB
10.2019; BS 2020). Trotz allem hat die Justiz in der Praxis ein gewisses MalR an Unabhangigkeit und Professionalitat
erreicht (FH 1.2019).

Eine willkurliche Strafverfolgung bzw. Strafzumessungspraxis durch Polizei und Justiz, die nach Rasse, Nationalitat o. a.
diskriminiert, ist nicht erkennbar. Das bestehende System benachteiligt jedoch tendenziell Ungebildete und Arme, die
sich weder von Beschuldigungen freikaufen noch eine Freilassung auf Kaution erwirken oder sich einen
Rechtsbeistand leisten kénnen. Zudem ist vielen eine angemessene Wahrung ihrer Rechte aufgrund von fehlenden
Kenntnissen selbst elementarster Grund- und Verfahrensrechte nicht moglich (AA 16.1.2020). Gesetzlich vorgesehen
sind prozessuale Rechte wie die Unschuldsvermutung, zeitnahe Information Gber die Anklagepunkte, das Recht auf ein
faires und o6ffentliches Verfahren, das Recht auf einen Anwalt, das Recht auf ausreichende Zeit zur Vorbereitung der
Verteidigung, nicht gezwungen werden auszusagen oder sich schuldig zu bekennen, Zeugen zu befragen und das Recht
auf Berufung. Diese Rechte werden jedoch nicht immer gewahrleistet (USDOS 11.3.2020). Auch der gesetzlich
garantierte Zugang zu einem Rechtsbeistand oder zu Familienangehdrigen wird nicht immer ermdglicht (AA 16.1.2020).

Der Zugang zu staatlicher Prozesskostenhilfe ist in Nigeria beschrankt: Das Institut der Pflichtverteidigung wurde erst
vor kurzem in einigen Bundesstaaten eingefiihrt. Lediglich in den Landeshauptstadten existieren NGOs, die sich zum
Teil mit staatlicher Férderung der rechtlichen Beratung von Beschuldigten bzw. Angeklagten annehmen. Gerade in den
landlichen Gebieten gibt es jedoch zahlreiche Verfahren, bei denen Beschuldigte und Angeklagte ohne rechtlichen
Beistand mangels Kenntnis ihrer Rechte schutzlos bleiben (AA 16.1.2020). Das Recht auf ein zlgiges Verfahren wird
zwar von der Verfassung garantiert, ist jedoch kaum gewahrleistet. Dauerinhaftierungen ohne Anklage oder Urteil, die



sich teils Uber mehrere Jahre hinziehen, sind weit verbreitet (AA 16.1.2020; vgl. USDOS 11.3.2020). Entgegen
gesetzlicher Vorgaben ist die Untersuchungshaft nicht selten langer als die maximal zu erwartende gesetzliche
Hochststrafe des jeweils in Frage stehenden Delikts. Auf3erdem bleiben zahlreiche Haftlinge auch nach VerbufBung
ihrer Freiheitsstrafen in Haft, weil ihre Vollzugsakten unauffindbar sind (AA 16.1.2020).

Im Allgemeinen hat der nigerianische Staat Schritte unternommen, um ein Strafverfolgungssystem zu etablieren und
zu betreiben, im Rahmen dessen Angriffe von nicht-staatlichen Akteuren bestraft werden. Er beweist damit in einem
bestimmten Rahmen eine Schutzwilligkeit und -fahigkeit, die Effektivitat ist aber durch einige signifikante Schwachen
eingeschrankt. Effektiver Schutz ist in jenen Gebieten, wo es bewaffnete Konflikte gibt (u.a. Teile Nordostnigerias, des
Middle Belt und des Nigerdeltas) teils nicht verfugbar. Dort ist auch fur Frauen, Angehorige sexueller Minderheiten und
Nicht-Indigene der Zugang zu Schutz teilweise eingeschrankt (UKHO 3.2019).

1.3.4 Sicherheitsbehorden

Die allgemeinen Polizei- und Ordnungsaufgaben obliegen der rund 360.000 Mann starken (Bundes-) Polizei (National
Police Force - NPF), die dem Generalinspekteur der Polizei in Abuja untersteht (AA 16.1.2020). Obwohl in absoluten
Zahlen eine der grof3ten Polizeitruppen der Welt, liegt die Rate von Polizeibeamten zur Bevdlkerungszahl unter der von
der UN empfohlenen Zahl (UKHO 3.2019). Die nigerianische Polizei ist zusammen mit anderen Bundesorganisationen
die wichtigste Strafverfolgungsbehdrde. Das Department of State Service (DSS), das via nationalem Sicherheitsberater
dem Prasidenten unterstellt ist, ist ebenfalls fir die innere Sicherheit zustandig. Die nigerianischen Streitkrafte, die
dem Verteidigungsministerium unterstehen, sind fir die duRere Sicherheit zustdndig, haben aber auch einige
Zustandigkeiten im Bereich der inneren Sicherheit (USDOS 11.3.2020). Etwa 100.000 Polizisten sollen bei Personen des
offentlichen Lebens und einflussreichen Privatpersonen als Sicherheitskrafte tatig sein (AA 16.1.2020). Alle
Sicherheitsorgane (Militar, Staatsschutz sowie paramilitdrische Einheiten, die so genannten Rapid Response Squads)
werden neben der Polizei auch im Innern eingesetzt (AA 16.1.2020). Die National Drug Law Enforcement Agency
(NDLEA) ist fur alle Straftaten in Zusammenhang mit Drogen zustandig (OB 10.2019).

Der NDLEA wird im Vergleich zu anderen Behdérden mit polizeilichen Befugnissen eine gewisse Professionalitat
attestiert. In den Zustandigkeitsbereich dieser Behorde fallt Dekret 33, welches ein zuséatzliches Verfahren fur im
Ausland bereits wegen Drogendelikten verurteilte nigerianische Staatsburger vorsieht. Dagegen zeichnen sich die NPF
und die Mobile Police (MOPOL) durch geringe Professionalitdt, mangelnde Disziplin, haufige Willkir und geringen
Diensteifer aus (OB 10.2019). Die Polizei ist durch niedrige Besoldung sowie schlechte Ausriistung, Ausbildung und
Unterbringung gekennzeichnet. Die staatlichen Ordnungskrafte sind personell, technisch und finanziell nicht in der
Lage, die Gewaltkriminalitdt umfassend zu kontrollieren bzw. einzuddmmen. Zudem sind die Sicherheitskrafte
teilweise selbst fur die Kriminalitat verantwortlich (AA 16.1.2020). Da die Polizei oft nicht in der Lage ist, durch
gesellschaftliche Konflikte verursachte Gewalt zu unterbinden, verldsst sich die Regierung in vielen Fallen auf die
Unterstltzung durch die Armee (USDOS 11.3.2020).

Polizei, DSS und Militar sind zivilen Autoritaten unterstellt, sie operieren jedoch zeitweise auBerhalb ziviler Kontrolle
(USDOS 11.3.2020). Es gab allerdings kleinere Erfolge im Bereich der Reorganisation von Teilen des Militars und der
Polizei (BS 2020). Der Regierung fehlen wirksame Mechanismen und ausreichender politischer Wille, um die meisten
Falle von Missbrauch durch Sicherheitskrafte sowie Korruption in den Sicherheitskraften zu untersuchen und zu
bestrafen (USDOS 11.3.2020).

1.3.5 Vigilantengruppen, Blrgerwehren, Hisbah

In verschiedenen Regionen des Landes haben sich bewaffnete Organisationen in Form von ethnischen
Vigilantengruppen gebildet, z.B. der Odua People’s Congress (OPC) im Sidwesten oder die Bakassi Boys im Stdosten.
Bei diesen Gruppen kann man sich gegen Zahlung eines Schutzgeldes ,Sicherheit” erkaufen. Die Behdrden reagieren
unterschiedlich auf diese Gruppen: Im Bundesstaat Lagos ging die Polizei gegen den OPC vor, im Osten des Landes
wurde die Existenz dieser Gruppen dagegen von einigen Gouverneuren begrif3t. Die Polizei arbeitet zum Teil mit ihnen
zusammen. Generell scheint die Bedeutung von Vigilantengruppen in Stadten etwas abzunehmen, in einigen
landlichen Regionen haben sie aber weiterhin eine dominante Machtposition. Im Kampf gegen Boko Haram hat sich
unter Federfihrung der Armee im Nordosten eine interethnische Vigilantengruppe - die Civilian Joint Task Force (CJTF)
- herausgebildet (AA 16.1.2020). Berichten zufolge koordiniert sich das Militar vor Ort eng mit der CJTF, und diese
erhalt von der Regierung begrenzte Mittel (USDOS 11.3.2020).



Vigilantengruppen wie etwa die CJTF verhaften Personen bei Massenverhaftungen, oftmals ohne Beweismaterial
(USDOS 11.3.2020). Diese Gruppen verletzen regelmaRig personliche Freiheiten der Birger (BS 2020). Im September
2017 unterzeichneten die UN und die CJTF einen Aktionsplan zur Unterbindung der Rekrutierung und Verwendung
von Kindern, seitdem kommt es nicht mehr zur Rekrutierung von Kindern. Ehemalige Kindersoldaten werden
reintegriert (USDOS 11.3.2020).

In verschiedenen Bundesstaaten Uberwacht die Hisbah-Polizei die Einhaltung der religidsen Vorschriften (AA
16.1.2020). Vier Staaten mit erweitertem Scharia-Geltungsbereich (Zamfara, Niger, Kaduna, Kano) haben private
Gruppen, wie die Hisbah, zur Rechtsdurchsetzung ermadchtigt und gewdhren hierfiir staatliche Zuschisse. In
bestimmten Fallen sind diese Gruppen ermadchtigt, Verhaftungen vorzunehmen. Bislang beschrankt sich ihre
Zustandigkeit in erster Linie auf Verkehrsdelikte und die Marktaufsicht (OB 10.2019). Die Hisbah verhaftet weiterhin
Stralenbettler und Prostituierte, und sie beschlagnahmt und vernichtet Alkohol (USDOS 21.6.2019). In Kano wird die
Hisbah direkt vom Bundesstaat betrieben, wahrend sie in anderen Bundesstaaten ahnlich den nichtstaatlichen
Burgerwehren organisiert ist. Die Hisbah wurde vom Obersten Gericht zwar als verfassungswidrig bezeichnet, da
polizeiliche Aufgaben ausschlielich in die Zustandigkeit des Bundes fallen, sie hat ihre Tatigkeit jedoch bisher nicht
eingestellt, sondern wurde lediglich umorganisiert. Laut dem Gouverneur von Kano nimmt die Hisbah keine
polizeilichen, sondern lediglich gesellschaftlich-moralische Aufgaben und Befugnisse wahr (AA 16.1.2020).

1.3.6 Folter und unmenschliche Behandlung

Durch Verfassung und Gesetze sind Folter und andere unmenschliche Behandlungen verboten. Seit Dezember 2017
sind gemall Anti-Folter-Gesetz Strafen vorgesehen. Gesetzlich ist die Verwendung von unter Folter erlangten
Gestandnissen in Prozessen nicht erlaubt. Die Behdrden respektieren diese Regelung jedoch nicht immer. Der
Administration of Criminal Justice Act (ACJA) aus dem Jahr 2015 verbietet Folter und grausame, unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung von Haftlingen; er schreibt jedoch keine Strafen fir VerstéBe vor. Zudem muss jeder
Bundesstaat ACJA-konforme Gesetze auch einzeln verabschieden, was bis Mitte 2019 erst in Akwa Ibom, Anambra,
Cross River, Delta, Ekiti, Enugu, Kaduna, Lagos, Ogun, Ondo, Oyo und Rivers geschehen ist (USDOS 11.3.2020).

Die nigerianischen Sicherheitskrafte sehen sich immer wieder mit dem Vorwurf konfrontiert, schwerste
Menschenrechtsverletzungen zu begehen: Allen glaubwirdigen Hinweisen zufolge gehoéren Folter, willkirliche
Verhaftungen und extralegale Tétungen nach wie vor zum Handlungsrepertoire staatlicher Sicherheitsorgane (AA
16.1.2020; vgl. USDOS 11.3.2020; BS 2020). Darunter haben insbesondere die armeren Bevolkerungsschichten zu
leiden (AA 16.1.2020). Neben der Polizei wird auch dem Militéar vorgeworfen, extralegale Tétungen, Folter und andere
Misshandlungen anzuwenden, unter anderem bei Operationen gegen Aufstandische im Nordosten und gegen
separatistische Bewegungen im Sudosten (FH 1.2019). Stockschldge werden als Strafe eingesetzt. Im Kampf gegen
Boko Haram und ISIS-WA im Nordosten des Landes kommt es im Rahmen von Anti-Terror-Operationen durch
Sicherheitskrafte zu Menschenrechtsverletzungen, darunter Folter, auBergerichtliche Toétungen, willkirliche
Verhaftungen (USDOS 11.3.2020; vgl. AA 16.1.2020) und Verschwindenlassen. Betroffen sind davon zum Teil auch
Untersuchungshaftlinge, Schiiten, Biafra-Aktivisten und mutmaRliche Bandenkriminelle. Berichten zufolge begehen
Angehorige des Militars auRerdem schwere Menschenrechtsverletzungen in IDP-Camps. Die Regierung bestreitet dies
(AA 16.1.2020).

Im Marz 2016 wurde eine Menschenrechtsstelle in der Abteilung fir Zivil-Militérische Angelegenheiten beim Stab des
Heeres eingerichtet. Regierung und Militar haben im Jahr 2019 mehrere Versuche unternommen, einige Vorfalle zu
untersuchen. Die Menschenrechts-kommission wurde auBerdem beauftragt, Spezialeinheiten der Polizei zu
untersuchen, die sich weitreichender Menschenrechtsverletzungen schuldig gemacht haben sollen. Bisher blieben
aber alle Untersuchungen ohne rechtliche Konsequenzen (AA 16.1.2020).

Die Sicherheitskrafte bleiben bei Vergehen weitgehend ungestraft (USDOS 11.3.2020; vgl. AA 16.1.2020). Das Vertrauen
in den Sicherheitsapparat ist durch immer wieder gemeldete Falle von widerrechtlichen Tétungen, Folter und
unmenschlicher  Behandlung in  Polizeihaft  unterentwickelt (6B 10.2019). Selbst die staatliche
Menschenrechtskommission schatzt die Zahl extra-legaler Tétungen auf jahrlich ca. 5.000 (AA 16.1.2020).

Das Militéar wird wiederholt von Menschenrechtsorganisationen wegen auBergerichtlicher Tétungen, Folter und
anderer Missbrauche kritisiert, unter anderem im Rahmen der Aufstandsbekdampfung im Nordosten und bei
Operationen gegen separatistische Bewegungen im Stidosten des Landes (FH 1.2019).



Die Special Anti-Robbery Squad (SARS) geht brutal gegen Verdachtige vor. Haufig kommt es zu Folter oder
erzwungenen Gestandnissen (USDOS 11.3.2020; vgl. GIZ 3.2020), oder auch Tétungen unter dem Vorwand, dass die
Haftlinge haben fliehen wollen (AA 16.1.2020). Die nationale Menschenrechtskommission untersucht derzeit diese
Polizeieinheit. Sie wurde bereits einer Umstrukturierung unterzogen, deren Auswirkungen noch nicht eingeschatzt
werden kénnen. Dabei handeln die Tater in der Gewissheit weitgehender Straflosigkeit, da es nur in den seltensten
Fallen zu unabhangigen Untersuchungen, geschweige denn zu disziplinar- oder gar strafrechtlichen Konsequenzen
kommt. Wenn Polizisten beschuldigt werden, an extralegalen Tétungen beteiligt zu sein, werden sie durch ihre
Vorgesetzten gedeckt und oft bewusst in andere Regionen versetzt, um eine Klarung der Vorwurfe zu verhindern.
Hauptbetroffene sind in der Regel Personen, die eines Gewaltverbrechens verdachtig sind; diese werden nach dem
Ablegen eines (haufig durch Folter erlangten) Gestandnisses oft noch im Polizeigewahrsam ,exekutiert”. Immer wieder
kommt es auch vor, dass Sicherheitskrafte an von ihnen errichteten Stralensperren unvermittelt das Feuer erdffnen,

etwa wenn sich jemand weigert, ein gefordertes Schmiergeld zu zahlen (AA 16.1.2020).

Gesicherte Erkenntnisse Uber systematisches Verschwindenlassen unliebsamer Personen durch staatliche Organe
liegen nicht vor. Nigerianische Menschenrechtsgruppen werfen regelmaRig insbesondere der Polizei das
Verschwindenlassen von Untersuchungshaftlingen und anderen in Polizeigewahrsam befindlichen Personen vor (AA
16.1.2020). Einer anderen Quelle zufolge verhaften etwa Polizisten und der Inlandsgeheimdienst willkirlich Menschen
und halten Personen ohne Kontakt zur AuRenwelt in Gewahrsam (Al 8.4.2020). Der Vorwurf des Verschwindenlassens
wird auch gegen die im Norden Nigerias agierenden Sicherheitskrafte der Joint Task Force erhoben. Polizei und Militar
gehen bei GroBeinsatzen, wie der Bekampfung der islamistischen Gruppe Boko Haram, haufig mit
unverhaltnismaliiger Harte vor (AA 16.1.2020; vgl. Al 8.4.2020).

Folter ist in Polizei- oder Militdrgewahrsam z.B. im Nordosten Nigerias und im Nigerdelta weiterhin weitverbreitet (AA
16.1.2020).

Zudem verweigern Gefangnisbeamte, Polizisten und anderes Personal der Sicherheitskrafte Haftlingen oft Nahrung
und medizinische Behandlung, um sie zu bestrafen oder Geld zu erpressen (USDOS 11.3.2020).

Es kommt also trotz Folterverbots in der Verfassung oft zu teilweise schweren Misshandlungen von (willktrlich)
Inhaftierten, Untersuchungshaftlingen, Gefangnisinsassen und anderen Personen im Gewahrsam der
Sicherheitsorgane. Die Grinde fiur dieses Verhalten liegen zum einen in der nur schwach ausgepragten
Menschenrechtskultur der Sicherheitskrafte, zum anderen in der mangelhaften Ausristung, Ausbildung und
Ausstattung insbesondere der Polizei, was sie in vielen Fallen zu dem illegalen Mittel der gewaltsamen Erpressung von
Gestandnissen als einzigem erfolgversprechenden Weg der ,BeweisfUhrung” greifen lasst. Die grof3e Zahl glaubhafter
und Ubereinstimmender Berichte Uber die Anwendung von Folter in Gefangnissen und Polizeistationen im ganzen
Land, die von forensischen Befunden gestitzt und von der Polizei teilweise zugegeben werden, bestdtigen den
Eindruck, die Anwendung von Folter sei ein integraler Bestandteil der Arbeit der Sicherheitsorgane (AA 16.1.2020).

Verfassung und Gesetze verbieten willkiirliche Verhaftungen, dennoch praktizieren Polizei und Sicherheitskrafte diese
Praktiken. Beim Kampf gegen Boko Haram wurden im Nordosten Nigerias seit 2013 tausende Personen willkurlich
inhaftiert. Sie befinden sich in nicht Uberwachten militdrischen Haftanstalten (USDOS 11.3.2020). Zahlreiche Kinder
und Jugendliche wurden - ohne Anklageschrift oder Verurteilung - inhaftiert (AA 16.1.2020). Die Armee inhaftierte
Hunderte von Frauen rechtswidrig und ohne Anklage, u.a. weil man annahm, sie seien mit Mitgliedern von Boko
Haram verwandt. Unter den Inhaftierten befinden sich auch Frauen und M&adchen, die angaben, Opfer von Boko
Haram geworden zu sein (Al 22.2.2018; vgl. HRW 10.9.2019; USDOS 11.3.2020).

Die Regierung des nordostlichen Bundesstaats Borno schéatzt die Zahl der von Boko Haram entflUhrten Frauen und
Madchen auf insgesamt 3.000. Im Oktober 2016 und Mai 2017 sind Uber hundert der 2014 aus Chibok entflhrten
Madchen freigelassen worden. Im Marz 2018 wurden 110 Madchen aus einer Schule in Dapchi entflihrt, die meisten
kamen kurz darauf wieder frei. Boko Haram setzt aul3erdem Kinder gezielt als Lastentrager, in Kampfhandlungen und
insbesondere Madchen fir Selbstmordattentate ein. Madchen werden zudem haufig sexuell missbraucht und an
Mitglieder der Boko Haram zwangsverheiratet (AA 16.1.2020).

1.3.7 Korruption

Das Gesetz sieht Strafen fur Korruption vor (USDOS 11.3.2020). Trotzdem bleibt Korruption weit verbreitet (USDOS
11.3.2020; vgl. FH 1.2019; GIZ 3.2020) und damit ein wichtiges Entwicklungshindernis Nigerias (GIZ 3.2020) - vor allem



im Ol- und Sicherheitssektor (FH 1.2019). Im Korruptionswahrnehmungsindex von Transparency International fiir das
Jahr 2019, liegt Nigeria mit einer Bewertung von 26 (von 100) Punkten (0=highly corrupt, 100=very clean) auf Platz 146
von 180 untersuchten Landern (Tl 23.1.2020).

Die Regierung setzt die Gesetze gegen Korruption nicht effektiv um, und Beamte bleiben oft ungestraft. Die massive,
weitverbreitete und tiefgreifende Korruption betrifft alle Ebenen in den Behérden und bei den Sicherheitskraften
(USDOS 11.3.2020); sie ist bei der Polizei weit verbreitet; Gelderpressungen an Stralensperren sind an der
Tagesordnung (AA 16.1.2020). Korruption herrscht auch in der Justiz (USDOS 11.3.2020; vgl. AA 16.1.2020). Es gibt die
weitverbreitete Auffassung, dass Richter leicht zu bestechen sind und Prozessparteien sich daher nicht auf Gerichte
verlassen sollten, um ein unparteiisches Urteil zu erhalten. Blrger mussen sich auf lange Verzégerungen einstellen
und berichten davon, dass Justizangestellte fir eine Verfahrensbeschleunigung oder genehme Urteile Schmiergeld
fordern (USDOS 11.3.2020).

Bei der Korruptionsbekampfung sind seit 1999 nur wenige Erfolge zu verzeichnen (GIZ 3.2020). Allerdings hat die
Regierung diese zum Teil ihrer Wirtschaftspolitik erklart (AA 24.5.2019). Die Independent Corrupt Practices and Other
Related Offenses Commission (ICPC) halt ein breites Mandat bezlglich der Verfolgung fast aller Formen von
Korruption, wahrend die Economic and Financial Crimes Commission (EFCC) auf Finanzdelikte beschrankt ist. Obwohl
die Bemuhungen der EFCC und der ICPC sich auf Regierungsbeamte mit niedrigem und mittlerem Rang konzentrieren,
haben beide Organisationen mit Ermittlungen und Anklagen gegen verschiedene hochrangige Regierungsbeamte
begonnen (USDOS 11.3.2020). Die beiden Kommissionen erdffneten im Jahr 2018 neue Untersuchungen gegen
hochrangige und ehemalige Beamte (FH 1.2019).

1.3.8 Allgemeine Menschenrechtslage

Die am 29.5.1999 in Kraft getretene Verfassung Nigerias enthalt einen umfassenden Grundrechtskatalog. Dieser ist
zum Teil jedoch weitreichenden Einschrankungen unterworfen. Das in Art 33 der Verfassung gewadhrte Recht auf
korperliche Unversehrtheit wird z.B. unter den Vorbehalt gestellt, dass die betroffene Person nicht bei der Anwendung
legal ausgeUbter staatlicher Gewalt zur ,Unterdrickung von Aufruhr oder Meuterei” ihr Leben verloren hat. In vielen
Bereichen bleibt die Umsetzung der zahlreich eingegangenen menschenrechtlichen Verpflichtungen weiterhin deutlich
hinter internationalen Standards zurtick. Zudem wurden vélkerrechtliche Verpflichtungen zum Teil nur lickenhaft in
nationales Recht umgesetzt. Einige Bundesstaaten haben Vorbehalte gegen einige internationale Vereinbarungen
geltend gemacht und verhindern regional eine Umsetzung. Selbst in Bundesstaaten, welche grundsatzlich eine
Umsetzung beflirworten, ist die Durchsetzung garantierter Rechte haufig nicht gewahrleistet (AA 16.1.2020).

Die Menschenrechtssituation hat sich seit Amtsantritt einer zivilen Regierung 1999 zum Teil erheblich verbessert (AA
24.5.2019a; vgl. GIZ 3.2020), vor allem im Hinblick auf die Freilassung politischer Gefangener und die Presse- und
Meinungsfreiheit (GIZ 3.2020). Allerdings kritisieren Menschenrechtsorganisationen den Umgang der Streitkrafte mit
Boko Haram-Verdachtigen, der schiitischen Minderheit, Biafra-Aktivisten und Militanten im Nigerdelta. Schwierig
bleiben die allgemeinen Lebensbedingungen, die durch Armut, Analphabetismus, Gewaltkriminalitat, ethnische
Spannungen, ein ineffektives Justizwesen und die Scharia-Rechtspraxis im Norden des Landes beeinflusst werden. Die
Gleichstellung von Angehdrigen sexueller Minderheiten wird gesetzlich verweigert, homosexuelle Handlungen sind mit
schweren Strafen belegt (AA 24.5.2019a). Es gibt viele Fragezeichen hinsichtlich der Einhaltung der Menschenrechte,
wie z.B. die Praxis des Scharia-Rechts (Tod durch Steinigung), Entfihrungen und Geiselnahmen im Nigerdelta,
Misshandlungen und Verletzungen durch Angehdrige der nigerianischen Polizei und Armee sowie Verhaftungen von
Angehorigen militanter ethnischer Organisationen (GIZ 3.2020). Zu den wichtigen Menschenrechtsproblemen gehéren
zudem u.a. rechtswidrige und willklrliche Tétungen, Verschwindenlassen, Folter und willkirliche Inhaftierung sowie
substanzielle Eingriffe in die Rechte auf friedliche Versammlung und Vereinigungsfreiheit (USDOS 11.3.2020).

Die in den Jahren 2000/2001 eingefihrten strengen strafrechtlichen Bestimmungen der Scharia in zwolf ndrdlichen
Bundesstaaten flhrten zu Amputations- und Steinigungsurteilen. Die wenigen Steinigungsurteile wurden jedoch
jeweils von einer héheren Instanz aufgehoben; auch Amputationsstrafen wurden in den letzten Jahren nicht vollstreckt
(AA 16.1.2020; vgl. USDOS 13.3.2019). Menschenrechtsorganisationen mahnen allerdings an, dass die Dunkelziffer
gegebenenfalls hoher liegen kann (AA 16.1.2020).

Die Regierung bekennt sich ausdricklich zum Schutz der Menschenrechte, und diese sind auch in der Verfassung als
einklagbar verankert. Dessen ungeachtet bleiben viele Probleme ungeldst, wie etwa Armut, Analphabetentum,



Gewaltkriminalitat, ethnische Spannungen, die Scharia-Rechtspraxis, Entfihrungen und Geiselnahmen sowie das
Problem des Frauen- und Kinderhandels. Daneben ist der Schutz von Leib und Leben der Burger gegen
Willkirhandlungen durch Vertreter der Staatsmacht keineswegs verlasslich gesichert und besteht weitgehend
Straflosigkeit bei VerstolRen der Sicherheitskrafte und bei Verhaftungen von Angehdrigen militanter Organisationen.
Das hohe MaR an Korruption auch im Sicherheitsapparat und der Justiz wirkt sich negativ auf die Wahrung der
Menschenrechte aus (OB 10.2019).

Es setzten sich nigerianische Organisationen wie z.B. CEHRD (Centre for Environment, Human Rights and
Development), CURE-NIGERIA (Citizens United for the Rehabilitation of Errants) und HURILAWS (Human Rights Law
Services) fur die Einhaltung der Menschenrechte in ihrem Land ein. Auch die Gewerkschaftsbewegung Nigeria Labour
Congress (NLC) ist im Bereich von Menschenrechtsfragen aktiv (GIZ 3.2020a).

1.3.9 Todesstrafe

An der Todesstrafe halt Nigeria weiter fest (AA 16.1.2020; vgl. Al 8.4.2020). Sie kann durch ordentliche Gerichte und
erstinstanzliche Scharia-Gerichte fiir bestimmte Tatbestdnde (Mord, Hochverrat, Verrat, Qualerei mit Todesfolge,
schwerer Raub) verhdngt werden. Gegenwartig ist in einigen sidlichen Bundesstaaten der Trend zu beobachten, den
Anwendungsbereich der Todesstrafe auf weitere Straftatbestédnde (v.a. Entfihrung) auszuweiten (AA 16.1.2020; vgl. Al
8.4.2020). Der Bundesstaat Rivers verabschiedete im Marz 2019 das novellierte Gesetz Nr. 6 von 2019 Uber das Verbot
geheimer Kulte und ahnlicher Aktivitdten sowie das Gesetz Nr. 7 von 2019 Uber das Verbot von Entfihrungen in der
Neufassung Nr. 2; beide Gesetze schreiben die Todesstrafe nun bei Entfiihrungen und Sektiererei vor (Al 8.4.2020). Der
2012 Uberarbeitete Terrorism (Prevention) Act 2011 sieht die Todesstrafe fiir terroristische Verbrechen vor (AA
16.1.2020).

Ein seit 2006 faktisches Vollstreckungsmoratorium, das zuletzt im Februar 2009 durch den AulRenminister gegenlber
dem UN-Menschenrechtsrat bestatigt worden war, wurde vom Bundesstaat Edo im Juni 2013 mit vier und im
Dezember 2016 mit drei Hinrichtungen durchbrochen (AA 16.1.2020; vgl. OB 10.2019). 2019 gab es keine Berichte Uiber
Hinrichtungen, doch mussten immer noch mehr als 2.000 Menschen mit einer Vollstreckung ihres Todesurteils
rechnen (Al 8.4.2020), darunter Tater, die zum Tatzeitpunkt noch Jugendliche waren. Viele wurden nach unfairen
Prozessen verurteilt oder nachdem sie mehr als zehn Jahre im Gefingnis auf ihren Prozess gewartet hatten (OB
10.2019). Auch im Jahr 2018 hat es keine Exekutionen gegeben, allerdings wurden mindestens 46 Todesurteile
verhangt (Al 10.4.2019).

1.3.10 Bewegungsfreiheit

Die Verfassung sowie weitere gesetzliche Bestimmungen gewahrleisten Bewegungsfreiheit im gesamten Land sowie
Auslandsreisen, Emigration und Wiedereinbirgerung. Allerdings schréanken Sicherheitsbeamte die Bewegungsfreiheit
durch Ausgangssperren ein, vor allem in Gebieten, in denen es Terroranschlage oder ethnisch motivierte Gewalt gibt.
Dies betrifft aufgrund der Operationen gegen Boko Haram und ISIS-WA v.a. die Bundesstaaten Adamawa, Borno und
Yobe. Auch in anderen Bundesstaaten kommt es in Reaktion auf gewaltsame Auseinandersetzungen in landlichen
Regionen mitunter zu Ausgangssperren. Bei Operationen von Sicherheitskraften in Stadten und an
HauptverkehrsstraRen werden gelegentlich Checkpoints eingerichtet. Zahlreiche von Militdr und Polizei betriebene
Checkpoints bleiben aufrecht (USDOS 11.3.2020).

Burger durfen sich in jedem Teil des Landes niederlassen (USDOS 11.3.2020). Grundsatzlich besteht in den meisten
Fallen die Mdéglichkeit, staatlicher Verfolgung, Repressionen Dritter sowie Fallen massiver regionaler Instabilitat durch
Umzug in einen anderen Teil des Landes auszuweichen (AA 16.1.2020). Prinzipiell sollte es einer Person, die von nicht-
staatlichen Akteuren verfolgt wird oder die sich vor diesen flrchtet, in einem grof3en Land wie Nigeria moglich sein,
eine interne Relokation in Anspruch zu nehmen. Naturlich missen die jeweiligen personlichen Umstande beachtet
werden (UKHO 3.2019).

In den vergangenen Jahrzehnten hat durch Wanderungsbewegungen und interethnische Ehen eine fortgesetzte
Durchmischung der Wohnbevélkerung auch der ,Kern“-Staaten der drei Hauptethnien (Hausa-Fulani, Yoruba, Igbo)
stattgefunden. So ist insbesondere eine starke Nord-Std-Wanderung feststellbar, wodurch Metropolen wie Lagos
heute weitgehend durchmischt sind. Es bestehen daher innerstaatliche Fluchtalternativen (OB 10.2019). Ein
innerstaatlicher Umzug kann allerdings mit gravierenden wirtschaftlichen und sozialen Problemen verbunden sein,
wenn sich Einzelpersonen an einen Ort begeben, an dem keine Mitglieder ihrer (erweiterten) Familie oder der



Dorfgemeinschaft leben. Angesichts der Wirtschaftslage, ethnischem Ressentiment und der Bedeutung gro3familiarer
Bindungen in der Gesellschaft ist es fir viele Menschen schwer, an Orten ohne ein bestehendes soziales Netz
erfolgreich Ful’ zu fassen. Fir alleinstehende Frauen besteht zudem die Gefahr, bei einem Umzug in die Gro3stadt von
der eigenen GroRfamilie keine wirtschaftliche Unterstiitzung mehr zu erhalten (AA 16.1.2020).

Bundesstaats- und Lokalregierungen diskriminieren regelmaRig ethnische Gruppen, die in ihrem Gebiet nicht
einheimisch sind. Dies notigt gelegentlich Personen dazu, in jene Regionen zurtickzukehren, aus denen ihre ethnische
Gruppe abstammt, obwohl sie dort Gber keine familidre Bindung mehr verfugen (USDOS 11.3.2020).

Fir Uberlandfahrten stehen mehrere Busunternehmen zur Verfiigung, so z.B. ABC Transport, Cross Country Limited,
Chisco und GUO Transport. Die Busse bieten Komfort, sind sicher, fahren planmafig und kommen i.d.R. panktlich am
Zielort an. Die nigerianische Eisenbahn gilt als preisglinstiges, aber unzuverldssiges Transportmittel. Gulnstige
Inlandflige zwischen den Stadten werden von mehreren nigerianischen Fluggesellschaften angeboten. Um innerhalb
einer der Stadte Nigerias von einem Ort zum anderen zu gelangen, stehen Taxis, Minibusse, Dreirad, die Keke und

Motorradtaxis, die Okada genannt werden, zur Verfugung (GIZ 3.2020d).
1.3.11 Meldewesen

Ein Meldewesen ist nicht vorhanden (OB 10.2019; vgl. AA 16.1.2020; EASO 24.1.2019), wie u.a. zahlreiche Quellen bei
EASO angeben. Nur eine Quelle behauptet, dass es eine Art Meldewesen gibt. Es bestehen gesetzliche
Voraussetzungen, damit Bundesstaaten ein Meldewesen einrichten kdonnen. Bislang hat lediglich der Bundesstaat
Lagos davon Gebrauch gemacht (EASO 24.1.2019). Auch ein funktionierendes nationales polizeiliches
Fahndungssystem existiert nicht. Daraus resultiert, dass eine Ausforschung einmal untergetauchter Personen kaum
mehr maoglich ist. Das Fehlen von Meldedmtern und bundesweiten polizeilichen Fahndungsbehérden ermdglicht es in
den allermeisten Fallen, bereits in der ndheren Umgebung unterzutauchen (OB 10.2019).

Im Sheriffs and Civil Process Act Chapter 407, Laws of the Federation of Nigeria 1990 sind Ladungen vor Gericht
geregelt. Der Sheriff oder von ihm bestellte Bailiffs missen die Ladungen in ganz Nigeria persénlich zustellen (OB
10.2019).

1.3.12 IDPs und Fltichtlinge

Die Zunahme von Konflikten in den norddstlichen Bundesstaaten ab 2013 flhrte und fihrt zu einem Anstieg der Zahl
an nigerianischen Flichtlingen und IDPs. Laut UNHCR gibt es derzeit in Nigeria laut UNHCR zwei Millionen
Binnenvertriebene (UNHCR 2020), laut IOM 1,8 Millionen (IOM 17.32020). IOM listet Adamawa, Bauchi, Borno, Gombe,
Taraba und Yobe als am meisten betroffene Bundesstaaten auf. Die meisten IDPs leben in Camps (IOM 12.2019). In
der ersten Jahreshalfte 2019 wurden um die 142.000 neue IDPs gezahlt, 140.000 davon durch den Konflikt, 2.000 durch
Naturkatastrophen (IDMC 0.D.). Mit Stand Dezember 2019 sind 1.611.676 Menschen aus anderen Bundesstaaten nach
Adamawa (803.753), Borno (631.722) und Yobe (176.201) zurlickgekehrt (IOM 12.2019).

Im Jahr 2019 unterstitzte das IKRK in Nigeria ungefahr 750.000 Personen finanziell, durch die Verteilung von
Nahrungsmittel und Haushaltsgutern und durch eine Verbesserung der Einkommenssituation sowie dem Aufbau einer
nachhaltigen Existenzgrundlage. 600.000 Personen erhielten Nahrungsmittel und 145.000 bekamen Haushaltsguter.
34.400 IDPs erhielten Unterstitzung im Bereich des Wohnens. 530.000 Personen erhielten Saatgut fur ihre
landwirtschaftlichen Aktivitdten. Der Zugang zu sauberem Wasser wurde fur 417.000 Personen in Konfliktgebieten
verbessert. 565.400 Arztbesuche fanden in 18 vom IKRK unterstiitzten Gesundheitszentren und einer mobilen Einheit
zur Gesundheitsversorgung statt (IKRK 17.2.2020).

Berichten zufolge begehen Angehdérige des Militérs schwere Menschenrechtsverletzungen in den IDP-Camps, in denen
es immer wieder zu Vergewaltigungen kommt oder Soldaten den Bewohnern Freigang und Lebensmittelrationen nur
gegen sexuelle Gegenleistungen erteilen. Die Regierung bestreitet dies (AA 16.1.2020; vgl. USDOS 11.3.2020).

Mit Stand 31.10.2019 befanden sich aufgrund der Aktivitaten nicht-staatlicher bewaffneter Gruppen (v.a. Boko Haram
und IS) noch 244.000 nigerianische Flichtlinge in den Nachbarlandern Kamerun, Tschad und Niger (UNHCR 2020).

Die Regierung arbeitet im Rahmen der Nationalen Kommission fur Fliichtlinge, Migranten und Binnenvertriebene bei
der Unterstutzung von Fluchtlingen und Asylsuchenden mit UNHCR und humanitdren Organisationen zusammen
(USDOS 11.3.2020).



1.3.13 Grundversorgung

Die nigerianische Wirtschaft hat sich 2017 allmahlich aus der schlimmsten Rezession seit 25 Jahren erholt, das BIP ist
um 0,55 Prozent gestiegen. Mehrere Faktoren haben dazu beigetragen, dass sich die nigerianische Wirtschaft seit Ende
2017 allmahlich wieder erholt, unter anderem eine Steigerung der Erdolférderleistung, die Erholung des Erddlpreises
und eine verbesserte Leistung von Landwirtschaft und Dienstleistungssektor (GIZ 3.2020c). 2018 wurde ein Wachstum
von 1,9 Prozent erreicht (AA 24.5.2019¢).

Etwa 80 Prozent der Gesamteinnahmen Nigerias stammen aus der Ol- und Gasférderung (AA 16.1.2019). Neben Erdél
verflugt das Land uber z.B. Zinn, Eisen-, Blei- und Zinkerz, Kohle, Kalk, Gesteine, Phosphat - gesamtwirtschaftlich
jedoch von geringer Bedeutung (GIZ 3.2020c). Von Bedeutung sind hingegen der (informelle) Handel und die
Landwirtschaft, welche dem grof3ten Teil der Bevdlkerung eine Subsistenzmoglichkeit bieten (AA 16.1.2020). Der
Industriesektor (Stahl, Zement, Dungemittel) machte 2016 ca. 20 Prozent des BIP aus. Neben der Verarbeitung von
Erddlprodukten werden Nahrungs- und Genussmittel, Farben, Reinigungsmittel, Textilien, Brennstoffe, Metalle und
Baumaterial produziert. Industrielle Entwicklung wird durch die unzureichende Infrastruktur (Energie und Transport)
behindert (GIZ 3.2020c). Vor allem im Bereich Stromversorgung und Transport ist die Infrastruktur weiterhin

mangelhaft und gilt als ein Haupthindernis fur die wirtschaftliche Entwicklung (AA 24.5.2019c¢).

Uber 60 Prozent (AA 24.5.2019c) bzw. nach anderen Angaben ber 70 Prozent (GIZ 3.2020c) der Nigerianer sind in der
Landwirtschaft beschaftigt. Der Agrarsektor wird durch die Regierung Buhari stark geférdert. Dadurch hat etwa der
Anteil an Grof3farmen zugenommen (GIZ 3.2020c; vgl. AA 24.5.2019¢). Die unterentwickelte Landwirtschaft ist jedoch
nicht in der Lage, den inlandischen Nahrungsmittelbedarf zu decken (AA 24.5.2019c). Das Land ist nicht autark,
sondern auf Importe - v.a. von Reis - angewiesen (OB 10.2019). Uber 95 Prozent der landwirtschaftlichen Produktion
kommt von kleinen Anbauflichen - in der Regel in Subsistenzwirtschaft (AA 24.5.2019c¢). Historisch war
Lebensmittelknappheit in fast ganz Nigeria aufgrund des glinstigen Klimas und der hohen agrarischen Tatigkeit so gut
wie nicht existent. In einzelnen Gebieten im dulBersten Norden (Grenzraum zu Niger) gestaltet sich die Landwirtschaft
durch die fortschreitende Desertifikation allerdings schwierig. Experten schlieBen aufgrund der Wetterbedingungen,
aber auch wegen der Vertreibungen als Folge der Attacken durch Boko Haram Hungerperioden fir die nérdlichen,
insbesondere die norddstlichen Bundesstaaten nicht aus. In Erndhrungszentren nahe der nérdlichen Grenze werden
bis zu 25 Prozent der unter funfjdhrigen Kinder wegen starker Untererndhrung behandelt. Aufgrund fehlender
Transportmaoglichkeiten verrotten bis zu 40 Prozent der Ernten (6B 10.2019).

Die Prozentsatze der Unterernahrung haben sich in den nérdlichen Staaten im Vergleich zu 2015 verbessert und liegen
nun unter der Alarmschwelle von 10 Prozent. GemaR Schatzungen von UNICEF unterliegen zwei Millionen Kinder unter
fanf Jahren in Nordnigeria einem hohen Risiko von schwerer akuter Untererndhrung (6B 10.2019).

Die Einkommen sind in Nigeria héchst ungleich verteilt (BS 2020; vgl. GIZ 3.2020b). Uber 80 Prozent der ca. 190
Millionen Nigerianer leben unterhalb der Armutsgrenze - Tendenz steigend (GIZ 3.2020c). 48 Prozent der Bevdlkerung
Nigerias bzw. 94 Millionen Menschen leben in extremer Armut mit einem Durchschnittseinkommen von unter 1,90 US-
Dollar pro Tag (OB 10.2019). Die Armut ist in den landlichen Gebieten gréRer als in den stadtischen Ballungsgebieten
(GIZ 3.2020b). Mietkosten, Zugang zu medizinischer Versorgung, Lebensmittelpreise variieren ebenfalls nicht nur von
Bundesstaat zu Bundesstaat, sondern auch regional/ethnisch innerhalb jedes Teilstaates (OB 10.2019).

Die Arbeitslosigkeit ist hoch, bei den Jugendlichen im Alter von 15 bis 35 wird sie auf Uber 50 Prozent geschatzt (GIZ
3.2020b). Offizielle Statistiken Uber Arbeitslosigkeit gibt es aufgrund fehlender sozialer Einrichtungen und Absicherung
nicht. Geschatzt wird sie auf 20 bis 45 Prozent - in erster Linie unter 30-jahrige - mit groRen regionalen Unterschieden.
Die Chancen, einen sicheren Arbeitsplatz im &ffentlichen Dienst, staatsnahen Betrieben oder Banken zu finden, sind
gering, auBer man verfiigt (ber eine europdische Ausbildung und vor allem (ber Beziehungen (OB 10.2019).
Verschiedene Programme auf Ebene der Bundesstaaten aber auch der Zentralregierung zielen auf die Steigerung der
Jugendbeschéftigung ab (OB 10.2019; vgl. BS 2020).

Der Mangel an lohnabhdngiger Beschéftigung flhrt dazu, dass immer mehr Nigerianer in den GroRstadten
Uberlebenschancen im informellen Wirtschaftssektor als "self-employed" suchen. Die Massenverelendung nimmt seit
Jahren bedrohliche Ausmafe an (GIZ 3.2020b).

Die GroRfamilie unterstiitzt in der Regel beschaftigungslose Angehérige (OB 10.2019). Generell wird die Last fiir Alter,
Krankheit, Arbeitslosigkeit und Unterbeschaftigung vom Netz der Grof3familie und vom informellen Sektor getragen



(BS 2020). Allgemein kann festgestellt werden, dass auch eine nach Nigeria zurtckgefuhrte Person, die in keinem
privaten Verband soziale Sicherheit findet, keiner lebensbedrohlichen Situation Uberantwortet wird. Sie kann ihre
existenziellen Grundbedurfnisse aus selbststandiger Arbeit sichern, insbesondere dann, wenn Rickkehrhilfe
angeboten wird (OB 10.2019).

Nur Angestellte des 6ffentlichen Dienstes, des hoheren Bildungswesens sowie von staatlichen, teilstaatlichen oder
grofRRen internationalen Firmen geniel3en ein gewisses Mal3 an sozialer Sicherheit. Eine immer noch geringe Anzahl von

Nigerianern (acht Millionen) ist im Pensionssystem (Contributory Pension Scheme) registriert (BS 2020).

Programme zur Armutsbekampfung gibt es sowohl auf Landerebene als auch auf lokaler Ebene. Zahlreiche NGOs im
Land sind in den Bereichen Armutsbekampfung und Nachhaltige Entwicklung aktiv. Frauenorganisationen, von denen
Women In Nigeria (WIN) die bekannteste ist, haben im traditionellen Leben Nigerias immer eine wichtige Rolle gespielt.
Auch Nigerianer, die in der Diaspora leben, engagieren sich fur die Entwicklung in ihrer Heimat (GIZ 3.2020c).

Die taglichen Lebenshaltungskosten differieren regional zu stark, um Durchschnittswerte zu berichten.
Verdienstmoglichkeiten fur Rickkehrerinnen: Eine der Berufsmoglichkeiten fiir Rickkehrerinnen ist die Er6ffnung einer
mobilen Kiche fir ,peppersoup”, ,garri” oder ,pounded yam®”, fir die man lediglich einen groRen Kochtopf und einige
Suppenschisseln bendtigt. Die Grundausstattung fir eine mobile Kiiche ist fur einen relativ geringen Betrag erhaltlich.
Hauptsachlich im Norden ist auch der Verkauf von bestimmten Holzstabchen zur Zahnhygiene eine Mdglichkeit,
genuligend Einkommen zu erlangen. In den AuBenbezirken der gréeren Stadte und im landlichen Bereich bietet auch
~mini-farming” eine Moglichkeit, selbstandig erwerbstatig zu sein. Schneckenfarmen sind auf 10 m? Grund einfach zu
fahren und erfordern lediglich entweder das Sammeln der in Nigeria

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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